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Wien,amFreitag,den. August1927.DritteAusgabe
ProtestdesBürgermeistersgegendenEinspruchdedliquidierendenMili-¬
tärkontrollkommission.BürgermeisterSeitzhatheutein Beantwortungeines
SchreibensdesBundeskanzlersvom30 .Juli ,worinaufdenEinsppuchdesli -¬
quidierenden Organes des interallierten Militärüberwachungsausschusses

verwiesenwird ,an denBundeskanzlerfolgendeAntwortgerichtet :
Herr Bundeskanzlerhabenmir mitgeteilt ,dass dasliquidierende

Organder interallierten Militär-KontrollkommissiongegendieAufstellung
der Gemeinde-SchutzwacheEinsprucherhobenhabeIch stelle zunächstfest ,
dass sich dieser Einspruchmit Unrechtauf denArtikel 123desStaatver-¬

tragesvonSaintGermainstützt .DieserArtikelgibtdenalliiertenund
assoziiertenMächtennurdasRecht ,eineUeberschreitungderin ihmfest-¬
gesetztenGesamtzahlder Sicherheitsorganeanzufechten .Obaberdiese
SicherheitsorganeGemeinde- oderBundespolizeiorganesind ,ist eineinnere
AngelegenheitderRepublikOesterreich ;daraufstehtauchnachdemStaats-¬
vertragdenMächtenkeinEinflusszu. WennalsodasliquidierendeOrgan
inseinerNotedieAuflösungderGemeinde-Schutzwacheverlangt,soistdas
unzweifelhafteineUeberschreitungseinerBefugnisse.Eskannnurimvor-¬
geschriebenenWegveranlassen ,dassder BotschafterkonferenzderAntrag
unterbreitetwird ,zu verlangen ,dassdie GesamtzahlderSicherheitsorgane

derGemeindeunddesBundeszusammendasimArtikel123desStaatsvertra-¬
gesvonSt .GermainfestgesetzteMaximumnichtüberschreite,aberesist
nichtSachedesLiquidierungsorganesdaraufEinflusszunehmen,wiesich
dieseZahlauf die Gemeinde- undauf die Bundesorganeverteilt .Nachden
geltendenGesetzensteht dasprimäreRechtzurAusübungderLokalpolizei
inWienderGemeindezu. NursoweitdieGemeindevondiesemRechtnicht
Gebrauchmacht ,reichtderWirkungskreisderBundespolizei.Wennalsodie

der Gemeinde und desBundesGesamtzahlderSicherheitsorgane
zusammendaszulässigeMassüberschritte ,sowärees SachedesBundes ,die
ZahlseinerOrganeaufdaszulässigeMasszureduzieren.

Ich erwarte daher ,dass die Bundesregierunggegen die imStaats
vertragvonSt .GermainnichtbegründeteEinmengungdesLiquidierungsorga¬
nesin innereAngelegenheitenderRepublikEinsrpucherhebenunddenalli
iertenundassoziiertenMächtengegenüberdasRechtderRepublikwahren
wird ,selbstzuentscheiden,in welchemVerhältnisdienachdemStaatsver¬
tragezulässigeBesamtzahlvonSicherheitsorganenaufdenBundundauf
die Gemeindenzu verteilenist .

ImgegebenenFallewirdallerdingsderEinspruchdesLiquidie-¬
rungsorganesschondurchdenErlass ,denichaufGrunddesGemeinderatsbe¬
schlusses vom30 .Juli 1927gebe ,gegenstandioswerden .Ich habeheute ande
MagistratsdirektioneinenErlass gerichtet ,durchdendie für die Tageder
GefahraufgestellteGemeinde-Schutzwacheaufgelöstwird .EineAbschrift
diesesErlasseslegeichbei .DurchdieAuflösungderGemeinde-Schutzwache
ist praktischdemVerlangendesLiquidierungsorganesunbeschadetunserer
RechtsauffassungRechnunggetragen .Ich glaube also ,mit diesemErlass
Ihreman michgerichtetenErsuchen ,alles vorzukehren ,dassaussenpoliti
scheKomplikationenvermiedenwerden„entsprochenzuhaben.

Selbstverstänndlichhatte ich zugleichzuerwägen ,inwelcher
WeiseichdenzweitenTeildesGemeinderatsbeschlussesvom30 .Juli1927
durchzuführenhabe ,derdieBildungeinerausschliesslichfürdenOrdnungs

undWachedienstin denstädtischenAemtern,AnstaltenundBetriebenbe-¬
stimmtenGemeindewacheverfügt .ZudiesemBehufehabeichdenbeiliegenden
zweitenErlass ausgegeben ,der Sie ,sehr geehrterHerrBundeskanzler ,wie
ichhoffe ,überzeugenwird ,dasses sichhier umdieAufstellungeinesWache
körpers handelt ,der überhauptnicht unter die BestimmungendesArtikels
123desStaatsvertragesvonSt .Germainfallenkann.
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